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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


. 


(Nr. 4669.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 2. April 1857., betreffend die Prüfung für den hoͤ⸗ 
heren Marine⸗Intendanturdienſt. 


Ai den Bericht des Staatsminiſteriums vom 28. März d. J. will Ich ge⸗ 
nehmigen, daß die Pruͤfung fuͤr den hoͤheren Marine -Intendanturdienſt nach 
Maaßgabe der Mir vorgelegten, hierbei wieder zuruͤckerfolgenden Inſtruktion 
i ja einer beſonderen Examinationskommiſſion, welche den Namen: „Ober-Exami⸗ 
5 . für Marine-Intendanturbeamte“ führen ſoll, übertragen 
werde, 

Bellevue, den 2. April 1857. 


. Friedrich Wilhelm. 
5 v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Maſſow. Gr. v. Walderſee. 
v. Manteuffel II. 


An das Staatsminiſterium. 


Inſtruktion 
uͤber 


die Annahme, Ausbildung und Prüfung der Auskultatoren und 
Referendarien bei den Marineſtations⸗Intendanturen. 


H. 1. 


Jahrgang 1857. (Fr. 4669.) 0 
Ausgegeben zu Berlin den 3. Juni 1857. 


Als Auskultatoren bei den Marineſtations-Intendanturen koͤnnen nur Zulaſſung zur 
ſolche, völlig geſunde, junge Männer zugelaſſen N welche bereits ein Jabs Aüskultatür. 
8 


| | ** 
als Gerichts-Auskultatoren zur völligen Zufriedenheit der betreffenden Gerichte 


befchäftigt geweſen find, ihrer Militairpflicht genügt haben und eine genaue 


Kenntniß der Franzöſiſchen und Engliſchen Sprache beſitzen. 


H. 9% 


Das Geſuch um Annahme als Marine⸗Intendantur⸗Auskultator iſt an 
den Intendanten derjenigen Marineſtation zu richten, bei welcher der Bewer⸗ 
ber einzutreten wuͤnſcht. 


§. 3. 
Mit dem Annahmegeſuche ſind folgende Schriftſtuͤcke einzureichen: 


1) das beim Abgang von dem Gymnaſium empfangene Zeugniß der Reife; 
2) die Zeugniſſe der Univerfität über die gehörten Kollegia; 


3) die Zeugniſſe uͤber das beſtandene Examen pro auscultatura und die 


darauf erfolgte Befchäftigung bei den Gerichten; 
4) ein vollſtaͤndiger Lebenslauf; 
5) die Militairpapiere; 


6) die Erklärung, daß er ſich während der Dauer der Auskultatur- und 


Referendariats⸗Laufbahn aus ſeinem Vermoͤgen oder durch die Fuͤrſorge 1 f 


ſeiner Eltern oder Verwandten ſelbſt zu unterhalten im Stande ſei. 


. 


Der Marineſtations-Intendant berichtet uͤber die vorläufige Annahme 
des Auskultators an die Admiralitaͤt. Wenn die Annahme genehmigt wird, 


ſo tritt der Auskultator eine ſechsmonatliche Probezeit an, waͤhrend welcher 


ſich der Intendant und die Mitglieder der Intendantur hauptſaͤchlich Gewiß⸗ 
heit daruͤber zu verſchaffen haben, ob der Kandidat die Qualifikation zum Ma⸗ 
rine⸗Verwaltungsfache gezeigt hat. Nach Ablauf der Probezeit hat der In⸗ 
tendant uͤber die definitive Annahme des Kandidaten an die Admiralitaͤt zu be⸗ 
richten. Sofern dieſe genehmigt wird, iſt von dem Auskultator ſofort die Ent⸗ 


laſſung aus dem Juſtizdienſte herbeizufuͤhren. Hiernaͤchſt iſt derſelbe durch den 


Stations-Intendanten auf den früher geleiſteten Dienſteid zu verweiſen, und 
hat protokollariſch zu erklaͤren, daß er ſich bei Uebernahme ſeines neuen Am⸗ 
tes als Marine⸗Intendantur⸗Auskultator durch den zuvor abgeleiſteten Eid fuͤr 
alle neuen Dienſtverhaͤltniſſe eidlich verpflichtet erachte. 


H. 5. 


2 { 
Fuͤr jeden Auskultator ift mit feiner definitiven Annahme ein Perſonal⸗ 
Dienſtaktenſtuͤck anzulegen, welches mit feinem Annahmegeſuche und den Bei⸗ 
lagen deſſelben zu eröffnen und durch Beifügung aller ſpaͤteren, auf ſeine Dienſt⸗ 
und perſönlichen Verhaͤltniſſe bezüͤglichen Schriftſtücke im Original oder in be⸗ 
glaubigter Abſchrift zu vervollſtändigen iſt. Die uͤber den Auskultator in I 
: 2er nen 
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nem früheren Verhaͤltniſſe verhandelten Perſonal-Dienſtakten find von der be⸗ 


treffenden Behoͤrde zu requiriren. 
Der Intendant iſt für die ſorgfaͤltige Führung, die Vollſtaͤndigkeit und 
Geheimhaltung der Perſonalakten verantwortlich. 


$. 6. 


Der Auskultator wird von dem Intendanten nach einander den Sektio⸗ 
nen der Intendantur zur angemeſſenen Beſchaͤftigung zugetheilt. In jeder der; 
beiden Sektionen hat der Auskultator mindeſtens Ein Jahr zuzubringen. Waͤh⸗ 
rend eines Theils dieſer Zeit iſt derſelbe in der Regel einem Schiffs Intendan⸗ 
ten eines in Dienſt geſtellten Schiffes zur geeigneten Ausbildung zuzutheilen. 
Die Sektionsvorſtaͤnde reſp. Schiffs⸗Intendanten haben den Auskultator mit 
der Stellung und dem Wirkungskreiſe der Intendanturen, den allgemeinen 
Dienſtfunktionen, dem Verwaltungs- und Geſchaͤftsgange und den vorhandenen 
Huͤlfsmitteln zur Ausführung der ihm übertragenen Geſchaͤfte und zum Selbſt⸗ 
ſtudium bekannt zu machen, ihn in das Formelle und Materielle des Dienſtes 
einzuweihen, und uͤberhaupt die Ausbildung des Auskultators in zweckmaͤßiger 
Weiſe ſpeziell zu leiten und zu uͤberwachen. 


F. V. 


Bis zur Erlangung der felbfiftändigen kalkulatoriſchen Befaͤhigung wer⸗ 
den die von dem Auskultator ſpeziell bearbeiteten Sachen zuvoͤrderſt einem der 
vorhandenen aͤlteren Sekretaire reſp. Referendarien zur Durchſicht und Revi⸗ 
ſion vorgelegt. 0 


H. 8. 


Der Auskultator hat alle von ihm bearbeiteten Sachen in ein Journal 
einzutragen, welches auch im Stadio des Referendariats fortzufuͤhren iſt. 


H. 9. 


Soweit es angaͤngig, ift der Auskultator auch mit dem äußeren Dienſte 
vertraut zu machen, und, namentlich in der letzten Zeit feiner Beſchaͤftigung 
in der betreffenden Sektion, dem Vorſtand oder Deputirten der Intendantur 
zur Huͤlfeleiſtung bei Reviſionen oder anderweitem aͤußeren Dienſte zuzuordnen. 

Der Auskultator hat auch an den Sitzungen der Intendantur Theil 
zu nehmen. N 


H. 10. 


Der Auskultator muß fortwaͤhrend beſtrebt ſein, fi, dasjenige Maaß 
von techniſchen Kenntniſſen anzueignen, welches zur vollſtaͤndigen rfuͤllung 
ſeines kuͤnftigen Berufes unerläßlich iſt. Die betreffenden Sektionsvorſtaͤnde 

(Ar. 4669) A haben 


Beſchäftigung 


der Auskulta⸗ 


oren. 
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haben eine desfallſige Bemerkung in die von ihnen auszuſtellenden Atteſte über 


die Art und den Erfolg der unter ihrer Leitung ſtattgehabten Beſchaͤftigung 
des Auskultators mit aufzunehmen. 


H. 11. 


Zulaſſung zur Hat der Auskultator nach der im H. 6. angegebenen Zeit über feine Be⸗ 
fals Pelfung. ſchaͤftigung in den beiden Sektionen der Intendantur und auf in Dienft ge⸗ 
ſtellten Schiffen genuͤgende Atteſte der Sektionsvorſtaͤnde reſp. Schiffs⸗Inten⸗ 

danten uͤber den Grad ſeiner Ausbildung erlangt, und iſt auch ſeine ſonſtige 


Fuͤhrung untadelhaft geweſen, fo kann derſelbe durch den Intendanten zur Ne 


ferendariatspruͤfung zugelaſſen werden. 


$. 12. 


Prüfungs⸗ Die Referendariatspruͤfung wird vor der bei jeder Intendantur nieder 


Kommiſſon. zuſetzenden Examinationskommiſſion für Marine-Intendanturbeamte abgelegt, 
welche aus dem Intendanten als Praͤſes und zwei Mitgliedern der Intendan⸗ 
tur, ſowie dem Stationsauditeur beſteht. 


Wenn Kommiſſionsmitglieder erkranken, dienſtlich abweſend oder beur- 


laubt find, fo fungiren die ihre Stellen wahrnehmenden Raͤthe oder Aſſeſſoren 
als Examinatoren. Die Kommiffton iſt in ihrer ganzen Wirkſamkeit der Ober⸗ 
Examinationskommiſſion für höhere Marine-Verwaltungsbeamte (F. 27.) un: 
mittelbar untergeordnet. : 


H. 13. 


Die Pruͤfung zerfaͤllt in einen ſchriftlichen und einen muͤndlichen Theil, 
von denen der erſtere dem letzteren vorangeht. 
Schriftliche Der ſchriftliche Theil der Pruͤfung beſteht: 
. 1) in einer ſtaatswiſſenſchaftlichen Arbeit, 
2) in einer Arbeit uͤber einen Gegenſtand der Marineverwaltung, und 
3) in einer aus Prozeßakten zu fertigenden Relation. 


$. 14. 
Die Aufgaben zu den ſchriftlichen Arbeiten werden von der Pruͤfungs— 


Kommiſſion nach Stimmenmehrheit beſtimmt und dem Auskultator durch den 


Intendanten, als Praͤſes der Pruͤfungskommiſſion, zugefertigt. Waͤhrend der 
Anfertigung der Arbeiten iſt die praktiſche Beſchaͤftigung des Auskultators in 
angemeſſener Weiſe einzuſchraͤnken, jedoch iſt die gaͤnzliche Unterbrechung der⸗ 
ſelben, durch Bewilligung von Urlaub, unzulaͤſſig. g 


Fi. 15. 
Der Auskultator muß wenigſtens Eine der ſchriftlichen Arbeiten 15 
geſchrie⸗ 


= 5 


geſchrieben haben und jede derſelben mit der eidesſtattlichen Verſicherung ver⸗ 
ſehen, daß er ſolche ſelbſt und ohne fremde Beihuͤlfe angefertigt habe. 


$. 16. 


Die vollendeten Arbeiten werden dem Intendanten einzeln, je nach dem 
Zeitpunkte ihrer Vollendung, eingereicht, und von demſelben bei den Mitglie⸗ 
dern der Pruͤfungskommiſſion zur Prüfung und Beurtheilung dergeſtalt in Um⸗ 
lauf geſetzt, daß dasjenige Mitglied, auf deſſen Vorſchlag die Aufgaben geftellt 
find, die Bearbeitung derſelben zuerft erhält, und daß die Pruͤfung und Beur⸗ 
uber jeder einzelnen Arbeit im Ganzen nicht mehr als ſechs Wochen er— 
ordert. g 


H. 1 7. 


Hat der Auskultator nach Ablauf von ſechs Monaten, vom Tage der 
Zufertigung der Aufgaben ab, nicht ſaͤmmtliche Pruͤfungsarbeiten eingereicht, 
ſo iſt derſelbe zur Angabe der Gruͤnde aufzufordern. Falls dieſe Gruͤnde nach 
dem einſtimmigen Urtheile der Pruͤfungskommiſſion ſtichhaltig ſind, iſt dem 
Auskultator ein weiterer angemeſſener Termin bis zu hoͤchſtens ſechs Monaten 


zu gewaͤhren, andernfalls aber ſind ſtatt der nicht abgegebenen Arbeiten neue 


zu geben, und iſt ein beſtimmter Termin zur Ablieferung derſelben feſtzuſetzen. 
Wird auch dieſer letztgedachte Termin nicht innegehalten, ſo hat der Intendant 
die Entlaſſung des Auskultators bei der Admiralitaͤt zu beantragen. 


§. 18. 


Die Beurtheilung der Pruͤfungsarbeiten muß unter Anfuͤhrung der 
Gruͤnde des Urtheils dahin gehen, daß die Arbeit entweder fuͤr vorzuͤglich, gut, 
genuͤgend oder ungenuͤgend erachtet werde. Ob, wenn die einzelnen Urtheile 
nicht uͤbereinſtimmend ausgefallen ſind, eine Arbeit im Ganzen für vorzüglich, 
für gut, für genuͤgend oder für ungenügend zu erachten ift, entſcheidet ſich nach 
ch zwei Mitgliedern vertretenen, event. nach der in der Mitte ſtehenden 

nficht. 


§. 19. 


Sobald ſaͤmmtliche Pruͤfungsarbeiten beurtheilt worden ſind, nehmen die 
Mitglieder der Pruͤfungskommiſſton in einer Sitzung von dem Ausfalle der 
Urtheile zur weiteren Beſchlußnahme Kenntniß. Wenn hierbei 


1) ſaͤmmtliche Arbeiten mindeſtens für genuͤgend erachtet worden find, fo 
iſt der Kandidat zur muͤndlichen Pruͤfung zuzulaſſen. Gleichzeitig wird 
zur Abhaltung derſelben ein Termin angeſetzt. Wenn 

2) die Mehrzahl der Pruͤfungsarbeiten mindeſtens für genügend erachtet 
worden ift, fo muß der Kandidat an Stelle der ungenügend ausgefalle⸗ 

Nr. 4669.) nen 
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a 


nen Arbeit eine andere Aufgabe derſelben Kategorie zur Bearbeitung 
erhalten. Wenn dieſe auch das zweite Mal als ungenuͤgend eenſirt, 
oder wenn 


3) die Mehrzahl der Pruͤfungsarbeiten ungenuͤgend ausgefallen find, fo iſt 


der Auskultator vorläufig von der Prüfung zuruͤckzuweiſen. Gleichzeitig 
iſt der Zeitraum feſtzuſetzen und dem Kandidaten mitzutheilen, nach deſſen 
Ablauf demſelben geſtattet iſt, ſich von Neuem zur Pruͤfung zu melden. 
Dieſer Zeitraum darf nicht unter ſechs Monaten und nicht uͤber Ein Jahr 
betragen. Wenn 99 
4) ſaͤmmtliche Arbeiten ungenuͤgend ausgefallen ſind, ſo muß die Entlaſſung 
des Auskultators bei der Admiralität beantragt werden. | 


H. 20. 
Mündliche Die muͤndliche Prüfung wird von dem Porſitzenden der Kommiſſion ge⸗ 


Prüfung. leitet. Dieſelbe erſtreckt ſich ſowohl auf die Erforſchung des allgemeinen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Bildungsgrades des Examinanden, als auch insbeſondere der von 


demſelben in den Rechtswiſſenſchaften und den Staatswiſſenſchaften erworbe⸗ 5 


nen Spezialkenntniſſe. Daneben iſt darauf zu ſehen, ob der Kandidat auch 
in die Grundſaͤtze der Militair- und Marine-Verfaſſung und Verwaltung in 
einem genuͤgenden Grade eingedrungen ſei, und von ihm erwartet werden Fünne, 
daß er bei weiterer Ausbildung ſich als zuverlaͤſſiger, praktiſch tuͤchtiger und 
umſichtiger Beamte bewaͤhren werde. i 


F. 2 


Reſultat der Nach Beendigung der mündlichen Prüfung wird von den Mitgliedern 
Prüfüng. der Pruͤfungskommiſſion durch Abſtimmung entſchieden, ob der Kandidat in der 


Prüfung vorzüglich, gut oder genuͤgend beſtanden habe, oder ob derſelbe zur 


Zeit fuͤr nicht faͤhig oder fuͤr gaͤnzlich unfaͤhig zu erachten ſei. Die Abſtim⸗ FE 


mung erfolgt in der Art, daß das feinem Dienſtalter nach juͤngſte Mitglied 
zuerſt und der Intendant zuletzt abſtimmt. Als Beſchluß der Kommiſſion gilt 
das Ergebniß der Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entſcheidet Die: 
jenige Haͤlfte, welcher der Intendant angehoͤrt. f 

Das Praͤdikat „vorzuͤglich beſtanden“ darf nur demjenigen ertheilt wer: 
den, welcher mit hervorſtechenden Geiſtesfaͤhigkeiten auch vorzuͤgliche Kenntniſſe 
in der Mehrzahl der zur Pruͤfung geſtellten Wiſſenſchaften verbindet. 

Der Ausfall der ſchriftlichen und muͤndlichen Pruͤfung iſt in eine Ver⸗ 
handlung zuſammen zu faſſen, welche hinſichtlich der erſteren die einzelnen Auf 
gaben und ihre Beurtheilung, ſowie die Zeit der Zufertigung und Einlieferung, 
hinſichtlich der muͤndlichen Pruͤfung die Materialien, tiber welche examinikt 
worden iſt, und das Ergebniß der Abſtimmung erſichtlich machen muß. 


§. 22. 
Die im H. 13. gedachten ſchriftlichen Arbeiten, die im H. 21. 1 
? ru? 
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Pruͤfungsverhandlung, ſowie die gehörig folürten und rotulirten Perſonalakten 
des in der Referendariatspruͤfung beſtandenen Auskultators find durch den In⸗ 
tendanten der Ober⸗Examinationskommiſſion ($. 27.) vorzulegen, welche, inſo⸗ 
fern ſie keine Bedenken findet, die Ernennung des Kandidaten zum Referenda⸗ 
rius der Admiralitaͤt anheimſtellt. 


H. 23. 


Haͤlt die Pruͤfungskommiſſion den Kandidaten fuͤr zur Zeit noch nicht 
faͤhig, ſo ſetzt dieſelbe zugleich eine Friſt von ſechs Monaten bis zu einem 
Jahre feſt, nach deren Ablauf der Auskultator ſich von Neuem zur Pruͤfung 
melden kann, und legt die Pruͤfungsverhandlung x. durch den Intendan⸗ 
ten der Ober⸗Examinationskommiſſion vor. Hat der Kandidat auch bei dieſer 
zweiten Pruͤfung ſeine unbedingte Befaͤhigung nicht dargethan, oder hat die 
Pruͤfungskommiſſion denſelben bereits bei der erſten Pruͤfung fuͤr gaͤnzlich un⸗ 
faͤhig gehalten, ſo hat der Intendant bei der Admiralitaͤt ſeine Entlaſſung zu 
beantragen. : 


§. 24. 


Die Beſchaͤftigung und Ausbildung des Referendarius iſt von dem In- Intendantur⸗ 
tendanten in ganz analoger Weiſe zu leiten, wie die des Auskultators. Jedoch Referendariat 
iſt der Referendarius ſoviel wie möglich ſelbſtſtaͤndig zu ſtellen, es ſind demſel⸗ 
ben die Stellvertretungen erkrankter oder abweſender Mitglieder anzuvertrauen, 
und iſt derſelbe, wenn er einem Mitgliede bei kommiſſariſchen Geſchaͤften zu⸗ 
geordnet wird, nicht nur zu den Subalterngeſchaͤften, ſondern als ein mehr 
oder minder ſelbſtſtaͤndiger Gehuͤlfe zu verwenden. Der Referendarius bringt 
diejenigen Sachen, welche er ſelbſtſtaͤndig bearbeitet hat, auch ſelbſt zum Vor⸗ 
trage und nimmt an allen Sitzungen der Intendantur Theil. a 


H. 25. 
$. 25. 2 3335 


5 Die Dauer der Befchäftigung des Referendarius beträgt mindeſtens ſechs 
gend Monate in jeder der beiden Sektionen der Intendantur, im Ganzen alſo min⸗ 
und deſtens Ein Jahr. Wenn der Referendarius nach Ablauf dieſer Zeit genuͤ⸗ 
dies gende Atteſte über feine Befähigung Seitens der Sektionsvorſteher beibringt 
an und ſich zur Beſtehung der letzten Prüfung reif fühlt, fo hat er fich mit dem 

diesfaͤlligen Geſuch unter Beifuͤgung feines Geſchaͤftsjournals und der Atteſte 


H. 26. 


Haͤlt der Intendant den Kandidaten ebenfalls in dienſtlicher Beziehung Ober⸗axami⸗ 
für fähig und in moraliſcher Beziehung für wuͤrdig, fo berichtet er uͤber das naten Rom 
Geſuch des Kandidaten unter Beifuͤgung der Perſonalakten deſſelben an die 5 
Sber⸗Examinationskommiſſion für höhere Marine⸗Verwaltungsbeamte. 

Gr. 4669.) H. 27. 


Letzte Prüfung: 
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8 


Die gedachte Kommiffion beſteht aus dem Direktor und den vortragen⸗ 
den Rathen (mit Einſchluß des Juſtitiarius) der Verwaltungsabtheilung der 
Admiralitaͤt, erſterem als Praͤſes. Der Praͤſes wird bei einkretenden Behin⸗ 
derungsfaͤllen durch das aͤlteſte Mitglied nach ihm vertreten. Zur Vertretung 
We Mitglieder kann einer der Marineſtations⸗Intendanten herangezogen 
werden. 


H. 28, 
Die Kommiffion ift der Admiralität unmittelbar untergeordnet, und hat 


dem Chef der Admiralitaͤt von jeder mündlichen Prüfung vorher Anzeige zu 
machen, damit derſelbe event. ſolcher beiwohnen kann. 


H. 29, 


Alle bei der Kommiſſion eingehenden Anfrage werden von dem Praͤſes 
mittelſt Dekrets bei den ſaͤmmtlichen Mitgliedern in Umlauf geſetzt. Findet 
die Kommiſſion nach gewiſſenhafter Pruͤfung nichts zu erinnern, ſo koͤnnen dem 
Kandidaten die Aufgaben zu den ſchriftlichen Ausarbeitungen uͤberſandt wer: 
den. Bei etwaigen Maͤngeln hat der Praͤſes zunaͤchſt die Ergänzung zu 
verfuͤgen. 


H. 30. 


Die Pruͤfung ſelbſt iſt der Referendariatspruͤfung analog. Die fuͤr die⸗ 
ſelbe gegebenen formellen Beſtimmungen ($$. 14— 19. inkl.) finden daher auch 
auf die letzte Pruͤfung Anwendung, jedoch mit der Modifikation, daß die Friſten 
zur Anfertigung und Cenſur der Arbeiten, ſowie der Termin der muͤndlichen 


Pruͤfung dem Ermeſſen der Ober⸗Examinationskommiſſion anheimgeſtellt bleiben. 


1 iftli 
meh f 5 


2) mündliche 
Prufung. 5 


9. 31. 


Zur ſchriftlichen Pruͤfung gehoͤren folgende vier Ausarbeitungen: 


4) über einen allgemeinen wiſſenſchaftlichen Gegenſtand, 
2) über einen ſtaatswiſſenſchaftlichen Gegenſtand, 
3) über einen Gegenſtand der Marineverwaltung und 
4) eine juriſtiſche Relation aus Prozeßakten. 


H. 32. 


Bei der mündlichen Prüfung des Kandidaten iſt darauf Ruͤckſicht zu 
nehmen, 
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i nehmen, daß die Stellung der hoͤheren Marine- Berwaltungsbeamten ſowohl 
im Kriege als im Frieden mit großer Selbſtſtaͤndigkeit und Verantwortlichkeit 
verbunden iſt, und neben praktiſcher Befähigung und Zuverlaͤſſigkeit des Ra⸗ 
rakters ein ausgedehntes Maaß vielſeitiger Kenntniſſe verlangt. 


i Es darf daher bei der mündlichen Pruͤfung vorausgeſetzt und gefordert 
werden: 


1) eine genaue Kenntniß der Preußiſchen Staatsverfaſſung und Verwal⸗ 
tung, ſowie eine genuͤgende Kenntniß der wichtigſten Staatsverfaſſungen 
anderer Laͤnder; 

2) eine ſpezielle Bekanntſchaft mit den Grundſaͤtzen der Militair- und Ma⸗ 

; rine⸗Verwaltung; 

3) eine genuͤgende Kenntniß der Staatswiſſenſchaften, insbeſondere des 
Staats- und Voͤlkerrechts, des See- und Handelsrechts, der Finanz⸗ 
und Polizeiwiſſenſchaften, insbeſondere der Militair- und der Bau⸗ 
Polizei, der Stempelgeſetzgebung und der Statiſtik; 

4) eine ſpezielle Renntniß des Konſulatsweſens, ſowie der Zoll⸗ und Qua⸗ 
rantaine⸗Verhaͤltniſſe der wichtigſten uͤberſeeiſchen Hafenplaͤtze nebſt einer 

| allgemeinen Bekanntſchaft der Maaß⸗, Muͤnz⸗ und Gewichtskunde frem- 

ER der Staaten; 

5) eine hinlaͤngliche Kenntniß der gültigen eivil- und militairgerichtlichen 
Beſtimmungen und deren Quellen, der Gerichtsverfaſſung und der Grund⸗ 
ſaͤtze der freiwilligen Gerichtsbarkeit, namentlich inſoweit dieſe Kenntniß 

1 fuͤr ſeinen Beruf von Wichtigkeit iſt; 

1 6) eine für feinen Beruf genuͤgende Kenntniß der ſogenannten Huͤlfswiſſen⸗ 

| ſchaften, insbeſondere der Naturwiſſenſchaften und der Technologie, na- 

mentlich Kenntniß der gewöhnlichen Beſchaffungsgegenſtaͤnde, als: Schiffs⸗ 

bauholz, Eiſen, Tauwerk, Proviant u. ſ. w. 


F. 33. 


Der Referendarius hat auch ſeine Uebung im muͤndlichen Vortrage dar⸗ 
zuthun, und daher vor einem oder mehreren Deputirten der Pruͤfungskom⸗ 
miſſion über eine, ihm einige Tage vorher zugeſchickte Sache mündlich Vor⸗ 
trag zu halten. z 


F. 34. 


Zu einem und demſelben Prüfungstermine find nicht mehr als drei Kan⸗ 
didaten zuzulaſſen. 


H. 35. 


Ueber den Ausfall der Prüfung haben die Examinatoren, jeder nach geſultat der 5 
Maaßgabe ſeines Antheils an derſelben, in Bezug auf jeden einzelnen Kandi- Prüfung. 
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daten mit ſtrenger Gewiſſenhaftigkeit ſchriftlich zu votiren, und es iſt demnächſt 
über den Geſammtausfall der ſchriftlichen und mündlichen Prüfung zu bera 
then und nach Analogie des F. 21. zu beſchließen: 


a) ob der Examinirte vorzuͤglich, gut oder genuͤgend beſtanden und daher 
faͤhig zur Wahrnehmung der Stelle eines Mitgliedes der Intendantur, 
b) ob derſelbe zur Zeit noch nicht faͤhig, oder 

c) ob derſelbe gänzlich unfaͤhig iſt. 


In dem erſten Falle wird dem Examinirten von der Ober-Examinations⸗ 
Kommiſſion ein vollſtaͤndiges Atteſt, mit Angabe der gelieferten ſchriftlichen 
Arbeiten und ihrer Cenſur, das Urtheil uͤber den gehaltenen muͤndlichen Vor⸗ 
trag und uͤber die von dem Examinirten in den einzelnen Faͤchern bewieſenen 
Kenntniſſe und des Schlußreſultats der Pruͤfung ausgefertigt. 


In dem zweiten Falle wird dem Examinirten ſchriftlich bekannt gemacht, 
welche Maͤngel zur Zeit ſeine Befaͤhigung noch behindern, und in welcher Friſt 
er ſich zur Wiederholung der ſchriftlichen oder muͤndlichen Pruͤfung oder eines 
Theiles derſelben wieder melden koͤnne. Dieſe Friſt iſt nicht unter ſechs Mo: 
naten und nicht uͤber Ein Jahr zu bemeſſen. . 


Hat der Kandidat auch bei zweimaliger Prüfung feine Oualiſtkalon 


nicht erwieſen, oder iſt derſelbe bei der erſten Pruͤfung fuͤr gaͤnzlich unfaͤhig 
erachtet worden, fo wird demſelben feine Unfähigkeit zu der höheren admini⸗ 
ſtrativen Laufbahn der Marine ſchriftlich eröffnet, und it eine nochmalige Pru⸗ 
fung nicht ſtatthaft. . 

$. 36, 

Alle in den vorhergehenden Paragraphen erwaͤhnten Beſchluͤſſe, Zeug⸗ 
niſſe und Reſolutionen muͤſſen von den ſaͤmmtlichen Mitgliedern der Ober-Exa⸗ 
minationskommiſſion vollzogen werden; die uͤbrige Korreſpondenz hat jedoch 
der Praͤſes allein zu zeichnen. 


§. 37. We 
Ueber den Ausfall der Prüfung jedes Kandidaten hat die Ober-Exami⸗ "N 


nationskommiſſion der Admiralitaͤt unter Miteinreichung der Perfonal-Dienfe 


akten deſſelben und der Pruͤfungsverhandlungen zur weiteren Verfügung zu 
berichten. 


(Nr. 4670. 
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(Nr. 4670.) Geſetz, betreffend die Ergänzung und Abänderung des Abloͤſungsgeſetzes vom 
2. März 1850. bezüglich der Ablöfung der den geiſtlichen und Schul⸗ 
Inſtituten, ſowie den frommen und milden Stiftungen ꝛc. zuſtehenden 
Reallaſten. Vom 15. April 1857. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. } 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


H. 15 


Das Geſetz vom 2. März 1850., betreffend die Abloͤſung der Reallaſten 
und die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe, wird in 
Anſehung derjenigen Berechtigungen, welche Kirchen, Pfarren, Kuͤſtereien, ſon⸗ 
ſtigen geiſtlichen Inſtituten, kirchlichen Beamten, oͤffentlichen Schulen und deren 

Lehrern, hoͤheren Unterrichts- und Erziehungs-Anſtalten, frommen und milden 
Stiftungen oder Wohlthaͤtigkeitsanſtalten, ſowie den zur Unterhaltung aller 
vorgedachten Anſtalten beſtimmten Fonds zuſtehen, durch nachfolgende Vor⸗ 
ſchriften ergaͤnzt und abgeaͤndert. 


H. 2. 


Feſte Abgaben in Koͤrnern (F. 18. des Geſetzes vom 2. März 1850.), 
ſowie feſte Leiſtungen an Holz und Brennmaterial, werden in der bisherigen 
Weiſe fort entrichtet. 


H. 3. 


Der Jahreswerth der uͤbrigen zur Ablöſung kommenden Reallaſten wird 
nach den Grundſaͤtzen des Geſetzes vom 2. März 1850., betreffend die Abloͤ⸗ 
fung der Reallaſten und die Regulirung der gutsherrlichen und baͤuerlichen 
Verhaͤltniſſe, feſtgeſtellt. Bei der Anwendung des F. 32. 1. c. bleibt aber der 
im H. 26. angeordnete Abzug von fünf Prozent wegen der geringeren Beſchaf⸗ 
fenheit der Getreideabgabe im Verhaͤltniß zum marktgaͤngigen Getreide aus⸗ 
geſchloſſen. Der in dieſer Weiſe ermittelte Jahreswerth wird für die im H. 1. 
bezeichneten Berechtigten unter Anwendung der in den $$. 19. bis einſchließ⸗ 
lich 25. des Abloͤſungsgeſetzes vom 2. Marz 1850. beſtimmten Preiſe in eine 
Roggenrente verwandelt. Dieſe Roggenrente iſt jedoch nicht in natura, ſon⸗ 
dern in Gelde nach dem jaͤhrlichen nach Maaßgabe der HH. 20. 21. und 23. 
bis einſchließlich 25. ermittelten Marktpreiſe abzufuͤhren. 


H. 4. 


Eine Kapitalablöfung der nach H. 3. feſtgeſtellten Roggenrenten und eine 
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Kapitalabloſung oder Umwandlung der zufolge $. 2. fort zu entrichtenden Ab⸗ 
gaben in Renten iſt nur im Wege der freien Vereinigung der Betheiligten 


unter Zuſtimmung der Vorſteher und der Ober-Aufſichtsbehoͤrde der berechtig⸗ 
ten Inſtitute zulaͤſſig. i N 


H. 5. 


Feſte, jaͤhrlich oder nach Ablauf einer beſtimmten Zahl von Jahren wie⸗ 
derkehrende Geldabgaben, ſofern fie den H. 1. bezeichneten Berechtigten bereits 
vor dem Geſetz vom 2. Maͤrz 1850. zuſtanden, unterliegen der Beſtimmung 
der $$. 3. und 4. des gegenwärtigen Geſetzes nicht. Sie koͤnnen auf den An- 
trag des Verpflichteten durch Baarzahlung des fünf und zwanzigfachen Be⸗ 
trages nach vorhergegangener ſechsmonatlicher Kuͤndigung abgelbſt werden. 
Der Verpflichtete iſt befugt, das Kapital in vier auf einander folgenden ein 
jaͤhrigen Terminen, von dem Ablaufe der Kuͤndigungsfriſt an gerechnet, zu 
gleichen Theilen abzutragen. Doch iſt der Berechtigte nur ſolche Theilzahlun⸗ 


gen anzunehmen verbunden, die mindeſtens Einhundert Thaler betragen. Der 


jedesmalige Ruͤckſtand iſt mit vier Prozent jährlich zu verzinſen. f 

Das Naͤmliche findet auf diejenigen Renten Anwendung, welche fuͤr die 
im H. 1. genannten Berechtigten nach Maaßgabe der vor Erlaß des Geſetzes 
vom 2. März 1850. gültig geweſenen Geſetze Uber Ablöfung der Reallaſten 4 
und Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe feſtgeſtellt wor⸗ 
den find. 

Wenn Rezeſſe oder Vertraͤge von vorſtehenden Vorſchriften abweichende 
Feſtſetzungen enthalten, ſo ſind dieſe bei der Abloͤſung maaßgebend. | 


H. 6. 


In Anſehung derjenigen Geldrenten, welche für die Ablöfung von Real 
laſten oder Regulirung gutsherrlicher und baͤuerlicher Verhaͤltniſſe nach den 1 
Beſtimmungen des Geſetzes vom 2. März 1850, für die im H. 1. des gegen: 
wärtigen Geſetzes genannten Berechtigten bereits vor Verkuͤndigung gegenwär⸗ 
tigen Geſetzes auf rechtsbeſtaͤndige Weiſe feſtgeſetzt worden find, iſt ſowohl der 
Verpflichtete als der Berechtigte befugt, deren Kapitalabloͤſung durch eine im 
Ausfuͤhrungstermin zu leiſtende Baarzahlung des drei und dreißig ein drittel⸗ 
fachen Betrages der Rente zu verlangen, ſofern nicht durch Vertrag ein an⸗ 
derer Multiplikator feſtgeſetzt iſt. Der Verpflichtete kann ſich von dieſer Ka⸗ 
pitalzahlung dadurch befreien, daß er ſich der Verwandlung der Geldrente in 
Roggenrente in Gemaͤßheit der Vorſchriften des F. 3. des gegenwaͤrtigen Ge⸗ 
ſetzes unterwirft. Bei dieſer Verwandlung in Roggenrente kommt der Durch⸗ 
ſchnitts-Marktpreis der letzten vier und zwanzig Jahre vor Anbringung der 
Provokation auf Feſtſtellung der Geldrente (F. 65. J. c.) in Anwendung. 
Die vorſtehende Beſtimmung gilt jedoch nicht von demjenigen Theile der 
Abloͤſungs- oder Regulirungs-Rente, welcher an die Stelle bereits vor dem 
Geſetz vom 2. März 1850. beſtandener feſter Geldabgaben getreten iſt. 7 
8 ieſer 


. = 
dieſer früheren feften Geldabgabe gleichftehende Betrag der Renten ift vielmehr 
nach Vorſchrift des §. 5. des gegenwärtigen Geſetzes zu behandeln. 


§. 7. 


Bei einer Zerſtuͤckelung von Grundſtuͤcken ſind die im H. 1. bezeichneten 
Berechtigten zu fordern befugt, daß diejenigen Geldrenten oder Geldabgaben, 
welche nach der Vertheilung unter vier Thaler jährlich betragen, durch Erle⸗ 
gung des fuͤnf und zwanzigfachen Betrages abgeloͤſt werden. 


Das Nämliche iſt ihnen wegen derjenigen Praͤſtationen und Roggenren⸗ 
ten ($$. 2. 3. und 6.) geſtattet, welche nach der Vertheilung jaͤhrlich weniger 
als zwei Scheffel betragen. Zu dieſem Behufe wird der Jahreswerth der 
Rente nach Vorſchrift des zweiten Abſatzes des §. 28. des Abloͤſungsgeſetzes 
vom 2. Maͤrz 1850. berechnet. 


Nach demſelben Maaßſtabe darf der Verpflichtete die Abloͤſung einer 
Roggenrente oder der im $. 2. erwähnten Abgaben verlangen, wenn der Be⸗ 
rechtigte fuͤr dieſelbe die Wiederherſtellung der geſchmaͤlerten Sicherheit in An— 
ſehung einer Abfindung durch Kapital- oder Rentenbriefe beanſprucht, welche 
dem Rentepflichtigen im Wege einer Gemeinheitstheilung, Abloͤſung von Real⸗ 
laſten oder Regulirung gutsherrlicher und baͤuerlicher Verhaͤltniſſe zugefallen iſt. 


H. 8. 


Reallaſten, welche den Beſtimmungen der Allerhoͤchſten Kabinetsorder 
vom 16. Juni 1831. wegen Wiederherſtellung der Schleſiſchen Zehntverfaſſung 
unterliegen, und den im F. 1. benannten Berechtigten zuſtehen, duͤrfen nur im 
Wege der freien Vereinigung der Betheiligten unter Zuſtimmung der Vorſteher 
und der Ober⸗Aufſichtsbehoͤrde der berechtigten Inſtitute in Rente verwandelt 
oder durch Kapital abgeloͤſt werden. 


Beſtehen dergleichen Reallaſten jedoch in anderen Naturalleiſtungen, als 
feſten Abgaben an Koͤrnern oder feſten Leiſtungen an Holz und Brennmaterial, 
ſo iſt zwar ihre Umwandlung in eine Roggenxente nach Vorſchrift des H. 3. 
zuläſſig; bei der Feſtſtellung der Rente findet aber kein Abzug wegen des zeit⸗ 
weiſen Ruhens der Reallaſt ſtatt, wogegen die Rente auch nur waͤhrend der 
Dauer der Gangbarkeit der Reallaſt zu entrichten iſt. 


H. 9. 


Iſt mit den im H. 1. genannten Berechtigten eine Ablöfung der Real⸗ 
laſten oder Regulirung der gutsherrlichen und baͤuerlichen Verhaͤltniſſe gegen 
eine Kapital⸗ oder Land⸗Abfindung vor Verkuͤndigung des gegenwaͤrtigen Ge⸗ 
ſetzes bereits auf rechtsverbindliche Weiſe zu Stande gekommen, fo behält es 
dabei ſein Bewenden. 


(Nr. 4670.) f H. 10. 


5 
F. 10. 


Die in den $$. 95. und 101. des Abloͤſungsgeſetzes vom 2. Marz 1850, 
in Betreff der Provokationen aufgeſtellten Regeln bleiben außer Anwendung, 
ſoweit es ſich bei einer Abloͤſung oder Regulirung um Betheiligung der im 
$. 1. des gegenwärtigen Geſetzes bezeichneten Berechtigten handelt. 


§. 11. 


Die in vorſtehenden Paragraphen enthaltenen Vorſchriften finden auf 
die Reallaſten, welche nach Verkuͤndigung der ſeit dem 14. September 1811. 
in den verſchiedenen Landestheilen ergangenen Abloͤſungsgeſetze durch die im 
H. 1. gedachten Berechtigten von Perſonen, welche nicht unter F. 1. fallen, er 
worben find, keine Anwendung; vielmehr bewendet es Hinſichts dieſer Real⸗ 
laſten bei den Beſtimmungen des Abloͤſungsgeſetzes vom 2. März 1850, 


8 


Gl). 


In allen Auseinanderſetzungs- Angelegenheiten (Gemeinheitstheilungen, 
Abloͤſungen, Regulirungen der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe) geht 
die Vertretung und Wahrnehmung der Rechte der $. 1. gedachten Berechtig⸗ 
ten, ſoweit fie bisher den Auseinanderſetzungs-Behoͤrden zuſtand, auf die bes 
treffenden ordentlichen Behoͤrden uͤber. 


F. 13. 


Alle dem gegenwaͤrtigen Geſetze entgegenſtehende Beſtimmungen werden 
aufgehoben. Durch daſſelbe wird der im F. 65. des Geſetzes vom 2. Mir 
1850., betreffend die Abloͤſung der Reallaſten ꝛc., gemachte Vorbehalt erledigt. 

Die Verordnung wegen Siſtirung der Verwandlungen der den Kirchen, 
Pfarren, Kuͤſtereien und Schulen zuſtehenden Reallaſten in Geldrente vom 
13. Juni 1853. tritt außer Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. er 


Gegeben Charlottenburg, den 15. April 1857. 
(J. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weftphalen 
v. Bodelſchwingh. v. Maſſow. Gr. v. Walderſee. 
v. Manteuffel II. 
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(Nr. 4671.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 20, April 1857., betreffend die Verlegung des Ter⸗ 
mins zum Zuſammentritt der Pruͤfkungskommiſſion für Rheinſchiffer vom 
erſten Montag im Monat September auf den dritten Montag im Mo⸗ 
nat Auguſt. ; 


Al Ihren Bericht vom 29. Maͤrz d. J. genehmige Ich, daß der durch 
$. 7. des Regulatios wegen Ausuͤbung der Rheinſchiffahrt von dieſſeitigen 
Unterthanen und wegen des Lootſendienſtes auf dem Rheine vom 5. Auguſt 
1834. (Geſetz⸗Sammlung S. 149.) auf den erſten Montag im Monat Sep⸗ 
tember feſtgeſetzte Termin zum Zuſammentritt der Pruͤfungskommiſſion für 
Rheinſchiffer auf den dritten Montag im Monat Auguſt verlegt werde. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


Charlottenburg, den 20. April 1857. 


Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Weſtphalen. 


An den Miniſterpraͤſidenten und Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten, den Miniſter für Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeiten, den Juſtizminiſter und den 
Miniſter des Innern. 
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(Nr. 4672.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchfte Beſtaͤtigung der Statuten einer 
unter dem Namen: „Bergwerks-Aktiengeſellſchaft Caroline“ gebildeten 
Aktiengeſellſchaft zu Eſſen. Vom 23. April 1857. 


Dis Königs Majeſtaͤt haben die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter 
dem Namen! „Bergwerks- Aktiengeſellſchaft Caroline“ mit dem Domizil zu 
Eſſen zu genehmigen und die unterm 30. Januar d. J. notariell e 
Statuten der Geſellſchaft mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 8. d. M., wel⸗ 
cher nebſt den Statuten durch das Amtsblatt der Regierung in Duͤſſeldorf zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht werden wird, zu beftäfigen geruht. 

Solches wird nach Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes uͤber die Aktien⸗ 
geſellſchaften vom 9. November 1843. hierdurch bekannt gemacht. 


Berlin, den 23. April 1857. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


(Nr. 46714674.) 5 (Nr. 4673.) 
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(Nr. 4673.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Beſtaͤtigung des Statuts einer 
unter dem Namen: „Bergwerks-Aktienverein der Mittelruhr“ in Muͤl⸗ 
heim a. d. Ruhr gebildeten Aktiengeſellſchaft. Vom 27. April 1857. 


Di Königs Majeſtaͤt haben die Bildung einer Aktiengeſellſchaft unter der 
Benennung: „Bergwerks⸗Aktienverein der Mittelruhr“ mit dem Domizil zu 


Muͤlheim a. d. Ruhr zu genehmigen und das Geſellſchaftsſtatut unter einer, 


den H. 40. deſſelben abaͤndernden Maaßgabe mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 
20. April d. J. zu beſtätigen geruht, was hierdurch nach Vorſchrift des H. 3. 
des Geſetzes über die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem 
Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird, daß der Allerhoͤchſte Erlaß 
nebſt Statut in dem Amtsblatte der Königlichen Regierung in Duͤſſeldorf abe 
gedruckt werden wird. 

Berlin, den 27. April 1857. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
i Mehdi a 


(Nr, 4674.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Beſtaͤtigung des Statuts einer 
unter der Benennung: „Duͤrener Aktiengeſellſchaft für Gasbeleuchtung“ 
in Düren gebildeten Aktiengeſellſchaft. Vom 27. April 1857. 


1 85 Königs Majeſtaͤt haben die Bildung einer Aktiengeſellſchaft unter der 
Benennung: „Duͤrener Aktiengeſellſchaft für Gasbeleuchtung“ mit dem Domi⸗ 
zil zu Duͤren zu genehmigen und das Geſellſchaftsſtatut mittelſt Allerhoͤchſten 
Erlaſſes vom 20. April d. J. zu beſtaͤtigen geruht, was hierdurch nach Vor⸗ 
ſchrift des H. 3. des Geſetzes über die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 
1843. mit dem Bemerken zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht wird, daß der 
Allerhoͤchſte Erlaß nebſt Statut in dem Amtsblatte der Koͤniglichen Regierung 
in Aachen abgedruckt werden wird. N 
Berlin, den 27. April 1857. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofhuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


